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CSD-Vortrag 2019
                                                                 Jubiläumsjahr 2019
                                         Zur Geschichte der Homosexuellenverfolgung und

                                      der Emanzipationsbewegung der Schwulen und Lesben

                                                                      seit 1949

Frage: Wie viele schwulen- bzw. lesbenhistorische und emanzipatorische Jubiläen gibt es im Jahr 2019 – a) betr. Deutschland, b) betr. speziell Hamburg?  

Das Jubiläumsjahr 2019 spiegelt die Geschichte der Homosexuellenverfolgung und der Emanzipationsbewegung von Schwulen, Lesben und Transpersonen sowohl in Deutschland als auch speziell in Hamburg sehr viel stärker wider, als sich die meisten vorstellen. Denn Jubiläen begehen eben nicht nur die beiden „Leuchttürme“ des Jahres 1969, sondern eine Reihe anderer wichtiger Ereignisse, die weniger – oder nur in Hamburg – im Fokus stehen.

70 Jahre ist es her, dass das Strafgesetzbuch des gerade gegründeten westdeutschen Staates das Sonderstrafrecht gegen sich gleichgeschlechtlich betätigende Männer der NS-Zeit aus dem Jahre 1935 unverändert beibehielt trotz zwischenzeitlich liberaler Urteile westdeutscher Untergerichte. Acht Jahre später sollte die NS-Fassung der §§ 175, 175a StGB auch noch die Weihen des Bundesverfassungsgerichts erhalten – ein Tiefpunkt der deutschen Rechtsgeschichte.

Initiiert und getragen wurde dies alles nicht nur von Männern und Frauen, die mit dem NS-System eng verbunden waren, sondern gleichermaßen von Verfolgten des NS-Regimes, von Sozialdemokraten, Kommunisten, Christen, Gewerkschaftern. Der katholische Volkswartbund argumentierte nicht anders als der atheistische Promotor der sozialistischen Jugendweihe in Hamburg, der SPD-Politiker Max Zelck. Und die Jugendbehörden befanden sich im Gleichklang mit der Auffassung der Polizei und der ach so liberalen Intellektuellen Heinrich Böll, Theodor W. Adorno oder Günter Grass. Denn die Haltung der Nationalsozialisten gegenüber dem Phänomen Homosexualität und sexuelle Abweichung unterschied sich nicht von derjenigen in großen Teilen der deutschen Bevölkerung schon weit vor 1933 und bis weit nach 1945. Die Alliierten hatten aus diesem Blickwinkel gesehen gar nicht so unrecht, die Verschärfung des § 175 im Jahr 1935 nicht als Ausdruck typisch nationalsozialistischen Denkens zu betrachten und außer Kraft zu setzen ‒ davon abgesehen, dass in ihren Ländern Homosexuelle von der dortigen Strafgesetzgebung nicht weniger hart verfolgt wurden und dass unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg und dann noch einmal in den 1950er- und 1960er Jahren in zahlreichen europäischen Ländern homosexuelle Männer verstärkt in den Fokus der Verfolgungsinstitutionen gerieten (z. B. in Dänemark, Frankreich und Großbritannien), und dies selbst dann, wenn zwischenzeitlich die Strafgesetzgebung reformiert worden war wie in der Schweiz oder in Schweden.
Bei diesem deprimierenden Befund ist es fast schon erstaunlich, dass 20 Jahre nach der ausdrücklichen Beibehaltung der §§ 175, 175a StGB in der Fassung von 1935 im westdeutschen strafrecht der Deutsche Bundestag einer ersten Reform dieser Paragraphen zustimmte (die Neufassung = „Erstes Gesetz zur Reform des Strafrechts ‒ 1.StrRG“ wurde am 25.6.1969 von Bundespräsident Lübke ausgefertigt und trat am 30. Juni 1969 in Kraft.) Angetrieben von Bundesjustizminister Gustav Heinemann (1899-1976), setzte sich die Große Koalition über die homophobe Grundstimmung der Bevölkerung hinweg und entkriminalisierte für volljährige Männer (das hieß damals für solche, die das 21. Lebensjahr vollendet hatten) einvernehmliche gleichgeschlechtliche Handlungen. Eine Volksabstimmung über den § 175 wäre wahrscheinlich zugunsten von dessen Beibehaltung ausgegangen. Und so gab es noch lange eine nicht unerhebliche Diskrepanz zwischen den gesetzlichen Bestimmungen und deren Rezeption in der Bevölkerung. Die Gesetzgebung ist das eine, die Realität der Lebensbedingungen für die Homosexuellen etwas ganz anderes.
Zu der Wirkung der 1. Reform des § 175 im Jahre 1969 möchte ich hier wiederholen, was ich am vergangenen Sonntag, dem 28. Juli 2019, im CSD-Gottesdienst von „Positiv leben und lieben“ und der Metropolitan Community Church gesagt habe: „Der 25. Juni 1969 war eine Art „Urknall“, er war der Tag der Befreiung, mit ihm begann eine neue Epoche. War ich gerade noch ein realer oder zumindest potentieller Krimineller, so stand ich auf einmal mit weißer Weste da – jedenfalls vor dem Gesetz, das entgegen der öffentlichen Meinung einvernehmliche gleichgeschlechtliche Handlungen unter volljährigen Männern nicht mehr unter Strafe stellte. Die damalige Volljährigkeitsgrenze von 21 Jahren betraf mich nicht. Ihre Herabsetzung auf 18 Jahre vier Jahre später, ließ die Zahl latenter Krimineller noch einmal erheblich sinken.

Für uns alte oder ältere schwule Männer – pardon: wir nannten uns damals homophil oder verzaubert oder noch viel anders, nur nicht schwul – begann eine neue Ära, so sehr auch die gesellschaftliche Diskriminierung fortdauerte. Denn rechtlich konnte man uns nichts mehr anhaben! Und das war zunächst das Wichtigste.

Es dauerte dann noch eine ganze Generation, bis der § 175 aus dem Strafgesetzbuch verschwand und in der Freien und Hansestadt die Hamburger Ehe möglich wurde. Die Initialzündung dafür aber geschah 1969 und war das Ergebnis des Einsatzes mutiger Frauen und Männer in Politik, in Kunst und Wissenschaft und gerade auch in der Hamburger evangelischen Kirche für die Abschaffung des Sonderstrafrechts gegen männerbegehrende Männer.

Und so unvollkommen die erste Strafrechtsreform des § 175 auch war, für mich und viele Männer ist sie eine Befreiungstat gewesen, die unser und mein Leben positiv bestimmte.
Nun gilt es, das Erreichte zu vervollständigen und – vor allem auch – zu sichern. Dazu bedarf es unseres nicht nachlassenden Einsatzes“.

Nicht übergangen oder vergessen werden soll im Zusammenhang mit der ersten Reform des § 175 in Westdeutschland das kaum gewürdigte letztjährige Jubiläum der Entwicklung in der DDR. Dort wurde am 12. Januar 1968 von der Volkskammer ein neues Strafgesetzbuch beschlossen, das am 1. Juli 1968 in Kraft trat. Der alte § 175 in der Fassung des Kaiserreiches und der Weimarer Republik, die bis dahin in der DDR gegolten hatte, wurde durch den neuen § 151 ersetzt, in dem es heißt: „Ein Erwachsener, der mit einem Jugendlichen gleichen Geschlechts sexuelle Handlungen vornimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft“. Mit diesem Paragraphen wurden schwules und lesbisches Verhalten gleichgestellt. Die Altersgrenze lag in der DDR bei 18 Jahren. 

Was homosexuelle Handlungen unter Erwachsenen anbelangt, war der § 175 des DDR-Strafrechts schon seit Mitte der 1950er-Jahre in der Regel nicht mehr angewendet worden. Wie in der Bundesrepublik Deutschland bestand aber auch in der DDR ein großer Unterschied zwischen der justiziellen Beurteilung gleichgeschlechtlicher Handlungen und der Haltung der Bevölkerung und der SED gegenüber Schwulen und Lesben. Und in nur geringem Maße gab es in der DDR eine eigene schwule oder lesbische Infrastruktur.

Der zweite Leuchtturm des Jubiläumsjahres 2019 ist die Erinnerung an die 50. Wiederkehr der Stonewall Riots, d. h. an die Ereignisse in und um das New Yorker Stonewall Inn in der Christopher Street. Sie überstrahlen heute dank der Gay-Pride-Bewegung (in Deutschland: Christopher-Street-Day-Bewegung) alle anderen schwulen und LGBTIT*-emanzipatorischen Ereignisse der letzten Jahrzehnte und degradieren sie in der Erinnerungskultur zu drittrangigen Vorgängen. Historisch ist das mehr als fragwürdig, Geschichtsklitterung und nachträgliches Konstrukt, das dekonstruiert werden muss, denn im Jahr 1969 hatten die Stonewall Riots keinen Einfluss auf die  Entwicklungen in der Bundesrepublik Deutschland und in Europa. Noch einmal präziser: Die erste Reform des § 175 und die Stonewall Riots im Jahr 1969 sind voneinander unabhängige Ereignisse und haben nichts miteinander zu tun. Denn während sich in der Bundesrepublik Deutschland die Notwendigkeit und Machbarkeit einer Reform des Sexualstrafrechts parlamentarisch – also gleichsam „von oben“ – durchsetzen ließ und die Vorbilder dafür in anderen europäischen Staaten (z. B. in den Niederlanden, Luxemburg, Schweden, Dänemark, der Schweiz, der ČSR und in England) zu suchen sind, resultierten die Stonewall Riots einerseits aus dem schikanösen und überaus brutalen Verhalten der homophoben und transphoben (dieses Wort gab es damals allerdings noch nicht) New Yorker Polizei gegen Lokale, Treffpunkte und Veranstaltungen von Schwulen, Lesben und Transmenschen sowie andererseits aus dem Rassenkonflikt in den USA, einem Phänomen, das es in Westdeutschland in den 1960er und 1970er-Jahren nur in Ansätzen gab – und das vor allem an Standorten der amerikanischen Besatzungsmacht wie Kaiserslautern, Landstuhl, Gelnhausen virulent war. (Fälle, in die US-amerikanische Soldaten verwickelt waren, unterstanden überdies weitgehend der amerikanischen Militär. Und nicht der westdeutschen Strafjustiz.)
Und weiterhin: Die Menschen, die die Stonewall-Unruhen ausgelöst hatten, nämlich Tunten, Drag Queens und Transmenschen, wurden weder von der zweiten noch von der studentisch geprägten dritten deutschen Homosexuellenbewegung gerne in ihren Reihen gesehen. Erstere erblickte in ihnen (und in den Lederleuten) Störfaktoren, die die Einbindung bzw. die Integration der Homosexuellen in das bürgerliche System durch Anpassung und mit Hilfe einer liberalen Gesetzgebung erschwerten; und für die Studenten waren sie Menschen, die die mannigfachen Auslegungen marxistisch-leninistisch-trotzkistisch-maoistischer Theoreme nicht angemessen vertraten, so dass man sie z. B. beim Berliner Pfingsttreffen vom 10. und 11. Juni 1973 von der Abschlussdemonstration am liebsten ferngehalten hätte, was innerhalb der dritten deutschen Homosexuellenbewegung zum sogenannten Tuntenstreit führte. In den Memoiren einer peinlichen Karriere schreibt Rolf Stein, Gründer der HAAW (Homosexuelle Arbeiter Aktion Westberlin), nachdem er die HAW (Homosexuelle Aktion Westberlin) verlassen hatte: „Den Mitgliedern unserer Gruppe, der HAW, hatten wir nun soviel Beschränkungen auferlegt, wie wir nur konnten, damit mit ihrer Befreiung nur ja nichts schief gehen konnte. […]. Figge, Legge, Blase [Stein stammte aus Frankfurt am Main] war strengstens verboten, denn wir waren ein sehr keuscher Verein, und mir wurde bald klargemacht, daß ich ein schrecklicher Sexkonsumterrorist bin. […]. Gegen Sünder wird nun scharf vorgegangen, und bei der Pfingstdemonstration [1973] hat man unmoralische Tunten, Tucken und Fummeltrinen mutig aus dem Demonstrationszug hinausschmeißen wollen. Der unbefleckten Empfängnis der HAW steht nichts mehr im Wege. […]. Ich habe mich damit abgefunden, der peinlich dumme, unanständige Mensch zu bleiben, weil die hochanständigen emanzipierten Revolutionsspießbürger nichts für mich sind, weil sie so sauber und antiseptisch nach Weisheit, Wissenschaft und theoretischen Grundsätzen riechen, aber vorm Arschloch an den Hämorrhoiden ein Schild hängen haben, auf dem geschrieben steht: WEGEN EMANZIPATIONSARBEITEN BIS ZUR REVOLUTION GESCHLOSSEN!“ (Essay, S.39f.).
In Westdeutschland waren nach der 1. Reform des § 175 für die Homosexuellen Rosa von Praunheims Film Nicht der Homosexuelle ist pervers, sondern die Situation, in der er lebt – oder: Das Glück auf der Toilette. (so der ursprüngliche Titel) aus dem Jahr 1971 und die 2. Reform des § 175 im Jahr 1973 mit der Herabsetzung des Schutzalters auf 18 Jahre wichtig.
Die erste westdeutschen Schwulendemonstration fand am 29.4.1972 in Münster statt – im Rahmen der Feierlichkeiten zum 1. Geburtstag der HSM (Homosexuelle Studentengruppe Münster, seit 1.1.1972: Studentische Aktionsgruppe Homosexualität Münster unter Beibehaltung des alten Kürzels. Organisiert worden war das alles von Rainer Plein). Ebensowenig wie die Münstersche Demonstration hatte die Abschlussdemonstration zum Berliner Pfingsttreffen 1973 etwas mit den Stonewall Riots zu tun.

Die Ereignisse in der New Yorker Christopher Street im  Sommer 1969 und die ersten Pride-Paraden am 27. und 28. Juni 1970 in New York, Los Angeles, San Francisco und Chicago spielten in den deutschen Tageszeitungen allem Anschein nach keine Rolle. Wer danach in Archiven oder im Internet sucht, ist bald frustriert. Bei der Durchsicht des Hamburger Abendblatts der Jahre 1969 bis 1979 habe ich keinen einzigen Artikel darüber gefunden. (Ulf Bollmann hat bei seinen Recherchen im Hamburger Abendblatt von Januar 1972 bis 1981 lediglich vier Artikel zum Thema Homosexualität/Homosexuelle gefunden, und zwar am 14. und 27. Januar 1972 und am 17. Januar und 19. Oktober 1973.) Die Suchmaschinen verweisen zumeist auf einen Beitrag in der FAZ vom 7. November 1970 (in: Detlef Grumbach: Over the Rainbow, Hamburg 2001, S. 9), in dem es  u. a. heißt: „Mit seidenen Bannern und trotzigen Plakaten zog kürzlich eine eigentümliche Parade durch New York. An der Spitze marschierten zwei junge Männer, die mit Handschellen aneinander gefesselt waren. Es folgt ein Herr in gepflegtem Straßenanzug, dann in Lockenperücke und buntem Rock, geschminkt und als Zigeunerin aufgeputzt, ein Transvestit! […] und eine, herausfordernd um sich blickend, trug ein Plakat mit dem Bekenntnis ‚Ich bin eine Lesbierin’. Die Stimmung war ausgelassen und trotzig zugleich, halb Siegesfeier, halb politische Demonstration. Die Parade von Tausenden Homosexuellen […] war als Geburtstagsfest geplant“. Wer oder was aber Geburtstag hatte, warum diese Parade im Sommer durch New York gezogen war, darüber ist aus der FAZ nichts zu erfahren. 
Und der Name einer der Ikonen der amerikanischen Gay Liberation Front, von Act up, STAR (Street Transvestit Action Revolutionaries), der Transgender- und Queer-Bewegung, Marsha P. Johnson /1945-1992), die zusammen mit Sylvia Rivera (1951-2002) maßgeblich an den Stonewall Riots beteiligt war, ist beispielsweise noch im Jahr 2019 vielen Mitarbeitern der Hamburger schwulen Community kein Begriff.
Breitenwirkung  erreichten die Stonewall-Ereignisse in Europa rund zehn Jahre später. Der erste europäische CSD fand 1978 in Zürich statt. Westdeutschland folgte ein Jahr später – also vor 40 Jahren – und zwar am 30. Juni 1979 mit gleich drei CSDs (wenn auch noch unter anderem Namen) in Bremen (Gay Pride International –Schwuler Karneval) und Köln (Gay Freedom Day) und in West-Berlin. Die erste Hamburger Christopher Street Demonstration gab es erst 1980.

Zurück zu den 50-Jahre-Jubiläen!

1969 wurde nach der 1. Reform des § 175 in Hamburg ein Ableger der dänischen IHWO (Internationale Homophilen Weltorganisation) gegründet, und zwar zunächst bis 1970 unter dem Namen UNI. Diese Organisation war westdeutschlandweit vertreten, hatte ihr Zentrum aber in der freien und Hansestadt und betrieb in Hamburg ein größeres Kommunikationszentrum – zunächst in Ottensen in der Bernadottestraße, später am Rossberg in der Nähe des S-Bahnhofs Hasselbrook. Die IHWO hatte bis zu 800 Mitgliedern. Sie gehörte zur zweiten deutschen Homosexuellenbewegung, wobei der von der IHWO verwendete Begriff „homophil“ gleichgeschlechtlich fühlende Frauen und Männer umfasste. (Dies galt ‒ in diesem Fall für den Begriff „homosexuell“ ‒ auch noch für die erste studentische Homosexuellengruppe, die HAG-Bochum, die 1970 gegründet wurde und deren 50. Jubiläum im kommenden Jahr mit einer Festschrift begangen werden soll. Gegründet wurde sie von einer Lesbe, so dass Christiane Leidinger formulieren konnte: „Die erste studentische Homosexuellengruppe war eine Frau“.) Ich selbst erinnere mich an eine Reihe weiblicher Mitglieder und Gäste. Vertreten waren in der IHWO mehrere Männer, die schon in der ersten deutschen Homosexuellenbewegung aktiv gewesen waren und die NS-Zeit erlebt hatten. Beruflich waren die allermeisten Mitglieder der IHWO etabliert und lagen altersmäßig z. T. erheblich über der Grenze, die die 68er und die studentisch geprägte dritte deutsche Studentenbewegung gesetzt hatte mit dem Kampfwort und der Aufforderung „Trau keinem über Dreißig“. Die IHWO vertrat eine pragmatische, evolutionäre – von vielen als anpasserisch kritisierte ‒ Position und geriet damit in scharfen Gegensatz zu der parallel entstehenden neuen Schwulenbewegung mit ihren irgendwie links geprägten revolutionär klingenden Forderungen. Der Praunheimfilm wurde von der IHWO strikt abgelehnt: er verfestige die verbreiteten Homosexuellen-Klischees und sei kontraproduktiv für den Kampf um Gleichberechtigung und die Integration homophiler Menschen in die bürgerliche Gesellschaft.
Fünf Jahre nach der Gründung, also vor 45 Jahren, zerfiel die IHWO auf Grund interner Querelen. Eine Nachfolgegruppe nannte sich Verband von 1974; sie wurde am 6. Oktober 1974  gegründet.

Und 50 Jahre ist ein weiteres, ein schlimmes Ereignis her, das für die deutschen Homosexuellen eine Katastrophe hätte nach sich ziehen können:  Am 20. Januar früh morgens wurden am Bundeswehrstandort Lebach im Saarland vier Soldaten ermordet und zwei andere schwer verletzt, von denen einer wenig später starb. Die drei Tatbeteiligten hatten untereinander homosexuelle Beziehungen. Mit den erbeuteten Waffen wollten sie Überfälle auf Geldinstitutionen verüben und mit dem erbeuteten Geld im Ausland ein angenehmes Leben führen. Verhaftet wurden sie nach aufwendigen Ermittlungen am 25. April 1969. Der Prozess gegen sie fand vom 29. Juni bis zum 7. August in 1970 in der Saarbrücker Congresshalle statt, inszeniert als Schauprozess vor bis zu 1000 Zuschauern mit ausgedehnter Fotografiererlaubnis und homophoben und die sexuelle Orientierung der Angeklagten lächerlich machenden Bemerkungen des Landgerichtsdirektors Tholl, die bei den Zuhörern und Zuhörerinnen hämischen Beifall fanden und Gelächter hervorriefen. (Erwin in het Panhuis hat sich in dem Gedenkartikel Die schwulen Mörder von Lebach [Queer.de, 19. Januar 2019] mit diesem Prozess beschäftigt, und ich hatte mich im vergangenen Jahr in Arbeiten zur Schwulengeschichte im Saarland zu diesem Prozess ausführlich geäußert.) Ein langjähriger Freund war damals junger Gerichtsassessor und fungierte als Beisitzer in diesem Prozess, an den er sich nur mit Widerwillen erinnerte.
Dennoch, glücklicherweise: Die erste Reform des § 175 haben die Lebacher Morde nicht verhindern können ‒ trotz aufgebrachter, homosexuellenfeindlicher Stimmung in der Bevölkerung nicht nur des Saarlandes und der Pfalz, woher die Täter stammten.

Der Beginn der eigenständigen Lesbenbewegung, die nicht länger als Anhängsel der Schwulenbewegung wahrgenommen werden wollte, lässt sich präzise datieren und lokalisieren, und zwar auf den 16. September 1974, als sich während der Verhandlung im Itzehoer Mordprozess gegen Judy Andersen und Marion Ihns im Gerichtssaal sechs Frauen erhoben, auf deren T-Shirts zu lesen war: Gegen  geile  Presse  für   lesbische  Liebe“ von Sympathisantinnen wurde gerufen: lesbische Liebe ist schön – die geile Männerpresse haut den Frauen in die Fresse. Dieser Protest kam nicht von ungefähr, sondern war durch einen Teil der Presse, insbesondere der BILD-Zeitung, geradezu provoziert worden war, die einen normalen Mordprozess in einen Schauprozess, ein Tribunal gegen die Lesben umfunktionierte.
Vorausgegangen war, dass es die politische 68er-Bewegung nicht geschafft hatte, zwei durchaus sympathisierende Gruppen zu integrieren – die Frauen und die Schwulen, denn die 68er wurden dominiert von heteronormativ denkenden Machomännern, deren Slogan lautete: wer zweimal mit derselben pennt, gehört schon zum Establishment. Die Frauen durften Kaffee kochen, Stullen schmieren, Tipparbeiten leisten und Sex mit den Herren haben, im übrigen aber sollten sie den Mund halten. Das akzeptierten viele Frauen nicht, so dass eine eigene Emanzipationsbewegung entstand. Deren Schlachtruf formulierte ein Flugblatt, das vom Frankfurter Weiberrat im November 1968 in Hannover auf einer Feier der SPD zum 50. Jahrestag der Einführung des Frauenstimmrechts verteilt wurde. In diesem Flugblatt heißt es  unter Hinweis auf die in einer Karikatur von einer auf einem Sofa ruhenden Frau – neben sich ein Hackebeil ‒ abgetrennten und an der Wand im Stil von Jagdtrophäen hängenden Penisse der namentlich genannten führenden 68er-Männer Schauer, Gäng, Kunzelmann, Krahl, Rabehl und Reiche: BEFREIT DIE SOZIALISTISCHEN EMINENZEN VON IHREN BÜRGERLICHEN SCHWÄNZEN.
Und Schwule, die Kontakt zu den politischen 68er-Zirkeln suchten, waren dort nicht gerne gesehen. Also entstand 1970 eine eigene, neue Schwulenbewegung mit der ersten, im Dezember 1970 in Bochum gegründet studentische Schwulengruppe. Münster folgte wenige Monate später
Vor 35 Jahren, 1984, erschütterte eine politisch-militärische Affäre die Bundeshauptstadt Bonn und die Bundeswehr. Dabei ging es – 15 Jahre nach der ersten und 11 Jahre nach der zweiten Reform des § 175 um Vorwürfe, wonach der Viersterne-General Dr. Günter Kießling (1925-2009) homosexuell sei. Viel spricht dafür, dass dieses Gerücht aus NATO-Kreisen kam, um Kießling loszuwerden, der statt der geltenden Militärdoktrin neutralistische Vorstellungen vertrat. Der Verdacht liegt nahe, dass die angebliche gleichgeschlechtliche Neigung im militärpolitischen Kampf instrumentalisiert werden sollte, vergleichbar der Fritsch-Affäre im Jahre 1938. Für Bernard Rogers, den Oberkommandierende der NATO in Europa, war ein schwuler General in einem Hauptquartier als Stellvertreter unerträglich. Und auch in der Bundeswehr galt Homosexualität geradezu apodiktisch als „abnorme Veranlagung“, die zu Erpressungen führen konnte und somit ein Sicherheitsrisiko darstellte (s. z. B. Möllers S. 61, 67, 76, 94).
Zu dem Verdacht, Kießling könne homosexuell sein, trug vor allem bei, dass er nicht verheiratet war. Heiner Möllers (S. 44) schreibt dazu: „Schon früher hatte sich Carl-Gero von Ilsemann darüber beklagt, dass er als Kommandierender General des II. Korps in Süddeutschland mit Kießling den einzigen nicht verheirateten General als Untergebenen habe. Für die in klaren Normen aufgewachsenen Offiziere und erst recht die Generale der Bundeswehr, alle kriegsgedient und zum Teil noch im Krieg zum Offizier befördert, hatte er damit gegen den Comment verstoßen. Mit wem sollte er den Divisionsball eröffnen? Allerdings war die Ehelosigkeit Kießlings bis 1983 keinesfalls karrierehinderlich gewesen“.

Es ist hier nicht der Platz, um die Kießling-Affäre nachzuzeichnen. Das hat Heiner Möllers in seinem 2019 erschienenen und empfehlenswerten, geradezu spannenden Buch Die Affäre Kießling getan. Für mich ist nach wie vor erschütternd, wie sich der Verteidigungsminister, sein Staatssekretär und die Bundeswehrführung in dieser Affäre gegenüber  Kießling verhalten haben. Staatssekretär Kurt Würzbach formulierte besonders drastisch: „Es wird ja langsam Zeit, daß der Kerl sich eine Kugel durch den Kopf schießt“ (S. 186). Nur eine Handvoll von mehreren Hundert aktiven und pensionierten Generälen und hohen Offizieren stand zu  Kießling – dies aber treu und unerschrocken – keiner  der Generalinspekteure wollte sich an ihm die Finger verbrennen. Und das änderte sich nicht nach Kießlings vollständiger Rehabilitierung am 26. März 1984. Seine Bundeswehrkameraden schnitten ihn weitgehend, hielten ihn als gebildeten, belesenen, geistig interessierten und musischen Einzelgänger nach wie vor für schwul. Und so äußerte sich Kießling dahingehen, dass der De-jure-Rehabilitierung keine De-facto-Rehabilitierung gefolgt sei (S. 27).
Kießling, obwohl wahrscheinlich nicht homosexuell, musste als vermeintlicher Homosexueller all das durchmachen, was Homosexuelle in der Verfolgungszeit widerfahren war: soziale Ausgrenzung, berufliche Diskriminierung, üble Nachrede, Isolierung, Verletzung der Ehre und Menschenwürde. Kießling äußerte sich über all das folgendermaßen: „Wer heute so lebt, sich den normen der Freizeit und Wohlsstandsgesellschaft entzieht [Kießling kam mit dem Fahrrad zum Dienst, war (abgesehen von der Uniform) einfach gekleidet], beschert seiner Umwelt ein schlechtes Gewissen und zieht Ärger der so entlarvten Gesellschaft auf sich“.
Ein bitterer Aspekt der Kießling-Affäre ist das Verhalten einer Reihe Personen aus der schwulen Community, die wie Udo Erlenhardt/Don Demidoff (gestorben 2011) und Alexander Ziegler (1944-1987) unaufgefordert angebliche Beweise für die Homosexualität Kießlings lieferten.

Die Aufbruchstimmung der Homosexuellen seit den beiden Strafrechtsreformen wurde mit Beginn der 1980er-Jahre abrupt und brutal beendet.
Vor 35 Jahren, am 13. November 1984 geschah in Hamburg Folgendes: Von einer Sekunde auf die andere war ein „junger Mann, der […] eine ganze Weile mit einem Linienbus des Hamburger Verkehrsverbundes unterwegs gewesen war, kreidebleich geworden und anschließend zusammengebrochen. Die 30 Fahrgäste um ihn herum hatten den Kollaps zwar beobachtet; anstatt dem 22-jährigen jedoch selbst zu Hilfe zu eilen, alarmieren sie die Polizei. Die herbeigerufenen Beamten richteten den Mann auf und brachten ihn ins nächste Krankenhaus. Die verängstigten Fahrgäste, die sich geweigert hatten, den Kranken anzufassen, äußerten gegenüber der Polizei, er habe sicherlich jene ominöse Krankheit, die junge Männer seit geraumer Zeit heimsuche: ‚Aids’. Nur wenig später wurde der gesamte Linienbus desinfiziert, anschließend folgte die Reinigung des Streifenwagens, in dem der Kranke abtransportiert worden war. Wie sich herausstellte, war dies jedoch unnötig gewesen, denn der junge Mann hatte nicht Aids, sondern Diabetes“ (Tümmers S. 13). Das hysterische Verhalten war das Ergebnis der Berichterstattung über AIDS insbesondere im Spiegel und in der BILD-Zeitung. Letztere fragte dann auch einen Tag nach dem Vorfall im HVV-Bus: „Hat sich jemand mit der tödlichen Seuche infiziert“ (Tümmers S. 17). 

Die homosexuellenfeindliche Stimmung infolge der Aidshysterie führte dann vor 35 Jahren dazu, dass auf Initiative der 1979 (also vor 40 Jahren) gegründeten UHA (Unabhängige Homosexuelle Alternative) die Aidshilfe Hamburg ins Leben gerufen wurde. Zunächst befand sie sich im Magnus-Hirschfeld-Centrum am Borgweg, seit 1986  als Struensee-Centrum in der Hallerstraße, dann von 1991 an in der Paul-Roosen-Straße, und seit 2003 ist sie es in der Langen Reihe zu finden. Finanzielle Unterstützung erfährt sie seit 1986 von der Freien und Hansestadt Hamburg.

Die Einladung zur Jubiläumsfeier am 13.6.2019 trägt die Überschrift: „AIDS-Hilfe Hamburg – eine Bürgerbewegung wird 35“ und führt darunter aus: „Seit 1984 setzten wir uns für Menschen ein – mit und ohne HIV. Wir waren immer in Bewegung und haben mit unseren Projekten und dem Aktivismus zahlloser Unterstützer*innen dazu beigetragen, dem Ende von AIDS immer näher zu kommen“.

Die Gründung von AIDS-Hilfen vor Ort (die erste erfolgte im September 1983 in Berlin) setzte ein Zeichen „von unten“ aus der Homosexuellenbewegung (zu der damals Schwule und Lesben gehörten) heraus, um den Kampf gegen AIDS aufzunehmen und der Politik Beine zu machen. Schon im Gründungsjahr der Aids-Hilfe „würdigten die Hamburger Gesundheitsbehörde und die Landesärztekammer die Maßnahmen der Hamburger Homosexuellen und wiesen explizit auf die Angebote der Selbsthilfegruppen hin. Alsbald resultierte daraus eine Kooperation zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Instanzen“. Kritisch fügt Tümmers (S. 21 hinzu: „ Der ursprüngliche Charakter der Schwulenbewegung der 1970er Jahre als Teil der neuen Bewegungen ging durch die nun forcierten Institutionalisierungs- und Professionalisierungsprozesse verloren“.
Das dreißigjährige Jubiläum begingen in diesem Jahr die Schwusos, heute SPDqueer, die 1989 als Arbeitskreis der SPD gegründet worden waren und sich erfolgreich für die Emanzipation von Schwule, Lesben und Transgender einsetzten. So ist die Hamburger Ehe maßgeblich auch ihrem Einsatz in der Bürgerschaft zu verdanken.

Der Tag des Mauerfalls am 9. November 1989 wird in diesem Jahr in vielfältiger Weise im Fokus stehen. Ein Aspekt wird bei den Feierlichkeiten und Gedenkveranstaltungen vermutlich übersehen: Auch schwulenhistorisch ist der 9. November 1989 interessant, denn gerade an diesem Tag fand die Uraufführung des Films „Coming out“ von Heiner Carow im Ost-Berliner „Kino International“ statt. Dabei handelt es sich um den ersten Film der DDR, in dem Homosexualität und das Leben homosexueller Menschen thematisiert wird.
Fast eine Generation liegt zwischen der 1973 erfolgten 2. Reform des § 175 und dessen Aufhebung am 10. März 1994, also vor 25 Jahren. (Der Wegfall, d. h. die Streichung aus dem Strafgesetzbuch folgte am 13. November 1998). Ursache der Aufhebung des § 175 war die Angleichung der Strafgesetze der Bundesrepublik Deutschland und der DDR, wo das Gegenstück zum § 175, der § 151 DDR-Strafgesetz, schon am 30. Juni 1989, also vor 30 Jahren, erfolgt war.

Ebenfalls 1994 wurde die Hamburger Aidsseelsorge (heute: positiv leben & lieben gegründet. Erster Aidspastor war von 1994 bis 2004 Rainer Jarchow (heute: Ehlers). Mit ihm arbeitete von 1995 bis 2000 Nils Christiansen zusammen. Von 2004 bis 2018 war Detlev Gause Aidspastor, seit 2018 ist es Thomas Lienau-Becker.

Die Aidsseelsorge hat sowohl einen karitativen, sozial- und gesellschaftspolitischen als auch einen seelsorgerlichen Ansatz. Letzterem dienen die mittlerweile über 300 Aidsgottesdienste und die beiden Memento-Gräber auf dem Ohlsdorfer Friedhof sowie die Betreuung von Tom Fechts Installation Namen und Steine der Deutschen AIDS-Stiftung vor dem Turm der Dreieinigkeitskirche in St. Georg.

Nicht vergessen werden soll aber, dass die kirchliche Arbeit mit HIV-Infizierten und AIDS-Kranken in Hamburg zuerst von Miguel Pascal Schaar geleistet wurde. Von ihm stammt auch die Idee der Aidsgottesdienste, deren erster 1992 mit der Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth
 (* 1937) und der künftigen Bischöfin Maria Jepsen in der Kirche St. Katharinen stattfand. Schaar war von 1992 bis vor 25 Jahren Leiter des ersten kirchlichen AIDS-Büros in Hamburg. (Vgl. Marjorie-WIKI: Miguel-Pascal Schaar).
Ausschnitte aus zwei Flugblättern sollen das letzte Kapitel des Vortrags einleiten. Beide sind unter den erhalten gebliebenen Schriftstücken der HAG Bochum, der ersten studentisch geprägten Homosexuellengruppe der dritten deutschen Homosexuellenbewegung zu finden und wurden Anfang der 1970er-Jahre verfasst.

Im ersten aus dem Jahr 1972 heißt es: „Wir Schwulen nehmen uns bekanntlich zu wichtig. Dieses Flugblatt wird nicht der letzte Beweis dafür sein […] Ihr sagt uns: Bleibt in Euren Katakomben. Da könnt Ihr tun, was Ihr wollt. Wir verachten Euch deshalb auch nicht. Ihr seid schließlich auch Menschen. Aber lasst uns in Ruhe. Wir sind nicht schwul. Uns interessiert das nicht. KLAR, DASS EUCH DAS SCHWULSEIN NICHT INTERESSIEREN DARF. SCHWULE sind nämlich ein Fragezeichen hinter dem, was selbst Studenten heilig ist [nämlich]:

EHE (wenns auch ne wilde ist)

LIEBE (treue, glückliche Zweisamkeit ein Leben lang)
MÄNNLICHKEIT (Frauen in den Mantel helfen, Schwächere verprügeln).

Wir tun das nicht.

WIR HEIRATEN NICHT.

WIR HABEN VIELLEICHT 150 PARTNER IM JAHR.

WIR LASSEN UNS AUCH MAL BUMSEN (VON HINTEN).[…]“.

Das undatierte zweite (vermutlich auch aus dem Jahr 1972) polemisiert gegen den Versuch von Schwulen, „die bürgerliche EHE zu kopieren. […] Und weil wir, ob schwul oder nicht, auf Ehe dressiert werden, merken Schwule, die Ehe kopieren, oft ebenso wenig von ihrer UNTERDRÜCKUNG wie FRAUEN, denen man weisgemacht hat, daß ihre Einschränkung auf Mutterrolle, Heim und Herd naturgegeben sei“.

Derartige Flugblätter sind eineinhalb Generationen nach dem schwulen Aufbruch zu Anfang der 1970er-Jahre nur noch schwer vorstellbar, gilt doch die „Schwulenehe“ bzw. die „Ehe für alle“ als besondere Errungenschaft, die es zu verteidigen gilt.

Was für ein Weg liegt zwischen diesen Texten und dem 8. April 1999 – also vor 20 Jahren – an dem rot-grüne Koalition in der Hamburger Bürgerschaft eine „eingetragene Partnerschaft“ (zumeist Hamburger Ehe genannt) einführte. Die ersten Hamburger Ehen wurden dann am 6. Mai 1999 im Standesamt in Eimsbüttel geschlossen. 

Juristisch hatten die eingetragenen Partnerschaften keine Bedeutung; sie waren symbolische Akte.

Mit dem Inkrafttreten des im Bundestag in Berlin beschlossenen Lebenspartnerschaftsgesetzes vom 16. Februar 2001, die Rechte und Pflichten für die Verpartnerten und juristische Verbindlichkeit beinhaltete, wurde die Hamburger Ehe überflüssig.

Die schließlich am 30. Juni 2017 beschlossene Ehe für alle hat dann eine langwierige Entwicklung zum vorläufigen Abschluss gebracht. Die Weichen dafür hatte 2009, also vor zehn Jahren, das Bundesverfassungsgericht gestellt.
Wann Schwule, Lesben, Transgender in rechtlicher Hinsicht mit den Heterosexuellen überall rechtlich gleichgestellt sein werden, ist schwer abschätzbar. Dabei darf nicht übersehen werden, dass rechtliche Gleichstellung nicht mit gesellschaftlicher Akzeptanz gleichzusetzen ist. Um diese zu erreichen, bedarf es weiterhin langer Anstrengungen. Das derzeitige gesellschaftliche Klima lässt mich nicht optimistisch in die Zukunft blicken.

